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Die Mode-Boutique FEINSINN Fashion & 
Style hat in Fulda ein zweites Geschäft in 
der Friedrichstraße 13 ganz in der Nähe 
zur Hauptwache eröffnet. „Wir glauben 
an den Standort Fulda und bauen darauf, 
dass nach der Corona-Krise die sommer-
liche Freude an den schönen Dingen wie-
derkehrt – als menschliches Ventil für lan-
ge nicht ausgelebte Lebensfreude“, sagt 
Markus Schäfer von FEINSINN. „Wir hof-
fen, dass wir und alle anderen kleinen in-
habergeführten Geschäfte in Fulda von 
diesem erhofften Wandel profitieren wer-

den. Jeder Konsument hat es jetzt selber 
in der Hand, welches Gesicht Fulda in der 
Zukunft haben soll“, sagt Schäfer weiter. 
Das neue Ambiente im „Haus Rauscher“ 
wurde stilvoll durch die Eigentümer Herr 
und Frau Rauscher in enger Zusammen-
arbeit mit FEINSINN in Szene gesetzt. Ex-
klusiv in Fulda werden in der Boutique 
weiterhin die außergewöhnlichen italieni-
schen Fashion-Marken Rinascimento und 
Kitana angeboten. Weitere Informationen 
gibt es unter: feinsinn-fashion.com; shop 
it: KOTOO.de / Foto: FEINSINN

Zweiter FEINSINN-Standort in Fulda eröffnet

Geschäftseröffnung
Neu in der Region

Angesprochen sind sowohl 
Menschen, die innerhalb des 
Landkreises etwa von der 
Rhön in die Stadt Fulda pen-
deln, aber auch Auspendler 
zum Beispiel ins Rhein-Main-
Gebiet. Die Reduzierung von 
Fahr- und Wegezeiten ist 
nicht nur ein wertvoller Bei-
trag für die Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf, sondern 
soll sich auch langfristig 
durch das mehr an Lebens-
qualität positiv auf die Attrak-
tivität der Arbeitsplätze in der 
Region auswirken, heißt es in 
der Pressemeldung der Region 
Fulda GmbH.  

Die im Fachjargon „Pend-
lerhubs“ genannten Gemein-
schaftsbüros oder Co-Wor-
kingspaces waren Thema der 
jüngsten Sitzung des Beirats 
der Region Fulda GmbH, dem 
neben den drei Gesellschaf-
tern die Kreishandwerker-
schaft Fulda und die Hoch-
schule Fulda angehören. Die 
Partner waren sich einig, dass 
die Büros, in denen Arbeits-
plätze oder ganze Büroräume 
auf Zeit angemietet werden 

können, ein Beitrag zur Grün-
derförderung in der Region 
sein können.  

Als Räumlichkeiten in Be-
tracht kommen Immobilien 
im Besitz der Gesellschafter 
der Region Fulda GmbH, die 
derzeit ungenutzt sind, aber 
auch leer stehende Gewerbe-
objekte mit optimaler Inter-
netanbindung. In einem ers-
ten Schritt sollen konzeptio-

nelle Vorarbeiten und eine Be-
darfsermittlung erfolgen. Auf 
dem Programm stehen zudem 
Gespräche mit potentiellen 
Investoren. 

Nutzer der Co-Working-Bü-
ros sollen Unternehmen sein, 
deren Mitarbeiter längere 
Fahrzeiten zur Arbeitsstelle 
haben. Hierbei könnten ver-
steckte Potentiale gehoben 
werden. „Manche gut qualifi-

zierte Frau geht dem Arbeits-
markt verloren, weil sie ledig-
lich eine Teilzeitstelle sucht, 
diese aber aufgrund der Un-
vereinbarkeit von Kinderbe-
treuungszeiten und Arbeits-
zeiten und den hohen Fahrt-
kosten organisatorisch und 
wirtschaftlich uninteressant 
ist“, nennt Christoph Bur-
kard, Geschäftsführer der Re-
gion Fulda GmbH, ein Bei-

spiel. Aber auch Pendler, die 
täglich mit dem Zug ins 
Rhein-Main-Gebiet fahren, 
könnten ihre Fahrzeiten redu-
zieren, wenn sie ein Gemein-
schaftsbüro innerhalb des 
Landkreises nutzten. In jedem 
Fall könnten die Pendlerbüros 
als Beitrag der Wirtschaftsför-
derung die Attraktivität des 
Wirtschaftsraumes Fulda ver-
bessern. 

Die Corona-Krise hat die 
Zahl der Homeoffice-Ar-
beitsplätze auch in der 
Region Fulda in die Höhe 
schnellen lassen. Die Re-
gion Fulda GmbH möch-
te diesen Schub nutzen 
und die Idee der Einrich-
tung von dezentralen 
Gemeinschaftsbüros für 
Pendler voranbringen.

FULDA

Neue Arbeitsplatzformen für die Region angedacht

Pendlerhubs und Co-Working

Dass Pendler verschiedener Firmen in einem Büro an ihrem Wohnort arbeiten, wäre auch in Fulda denkbar. Foto: vadim_key/Adobe Stock

Das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales hat am 7. 
April 2020 befristet bis zum 
30. Juni 2020 die „Verordnung 
zu Abweichungen vom Ar-
beitszeitgesetz infolge der Co-
vid-19-Epidemie“ verabschie-
det. Was auf den ersten Blick 
wie eine generelle Anpassung 
des Arbeitszeitgesetzes aus-
sieht, beschränkt sich aller-
dings auf die sogenannte sys-
temrelevanten Branchen. 
Hierzu zählen besonders: 
(Einzel-)Handel mit Waren 
des täglichen Bedarfs und Me-
dizin(-produkten) – umfasst 
sind alle Tätigkeiten vom Her-
stellen bis zum Einräumen –, 
Medizin- und Pflegebranche 
(medizinische Behandlung, 
Pflege, Betreuung und Versor-
gung) und Daseinsvorsorge 
(Aufrechterhaltung der Si-
cherheit und Ordnung, Ener-
gie- und Wasserversorgung, 
Entsorgungswirtschaft, Tele-
kommunikation, Landwirt-
schaft).  

In den genannten Branchen 
wird die zulässige tägliche 

Höchstarbeitszeit von acht 
auf zwölf Stunden erhöht. Es 
muss aber ein Ausgleich in-
nerhalb von sechs Monaten 
oder 24 Wochen auf durch-
schnittlich acht Stunden pro 
Tag stattfinden. Vorausset-
zung für die Erhöhung ist fer-
ner, dass sie zur Aufrechter-
haltung der Versorgung und 
Sicherheit und Ordnung not-
wendig ist und sie nicht durch 
vorausschauende organisato-
rische Maßnahmen vermie-
den werden kann. 

Die Ruhezeit, also der Zeit-
raum zwischen Ende des ei-
nen und Beginn des nächsten 
Arbeitstags, beträgt grund-
sätzlich mindestens elf Stun-
den. Diese Zeit kann nun-
mehr um bis zu zwei Stunden 
verkürzt werden; eine Min-
destruhezeit von neun Stun-
den muss jedoch stets gewähr-
leistet sein. Gänzlich beseitigt 
wird die strenge Ruhezeitrege-
lung des Arbeitszeitgesetzes 

also nicht. Jede Verkürzung 
der Ruhezeit muss ebenfalls 
innerhalb von vier Wochen 
ausgeglichen werden, entwe-
der durch freie Tage oder 
durch eine Verlängerung ei-
ner anderen Ruhezeit auf min-
destens 13 Stunden.  

Auch die Regelungen zur 
Sonn- und Feiertagsarbeit 
werden durch die Verordnung 
flexibilisiert. Das Arbeitszeit-
gesetz erlaubt Sonn- und Fei-
ertagsarbeit zwar nur in Aus-
nahmefällen, diese decken 
sich jedoch vielfach bereits 
mit der neuen Verordnung. So 
durften zum Beispiel Not- und 
Rettungsdienste, medizini-
sches Personal, Polizei und 
Feuerwehr auch schon vor der 
Corona-Pandemie an Sonn- 
und Feiertagen arbeiten. Nun-
mehr ist die Ausnahmerege-
lung vom Arbeitsverbot an 
Sonn- und Feiertagen auf die 
oben genannten Branchen er-
weitert worden. Diese Aus-
nahme gilt nur, wenn die Tä-
tigkeit nicht auch an einem 
Werktag vorgenommen wer-
den kann. Auch auf die Sonn- 
und Feiertagsarbeit sind die 
Regelungen zur Höchstar-
beitszeit anzuwenden, solan-
ge die Vorschriften zu Laden-
öffnungszeiten nicht tangiert 
werden. Sonn- und Feiertags-
arbeit muss – wie auch nach 
dem Arbeitszeitgesetz – durch 
Gewährung eines Ersatzruhe-
tags ausgeglichen werden. Der 
Ersatzruhetag muss nach der 
Verordnung – in Abweichung 
vom Arbeitszeitgesetz – nicht 
innerhalb von zwei, sondern 
innerhalb von acht Wochen 
und spätestens bis zum 31. Juli 
2020 gewährt werden.  
 

Johanna Keil ist Rechts-
anwältin bei der Kanzlei 
Greenfort in Frankfurt 

Warteschlangen, pani-
sche „Hamsterkäufer“, 
leere Regale – Super-
märkte und Drogerien 
sowie ihre Lieferanten 
konnten und können teil-
weise immer noch nicht 
die Nachfrage decken. 
Gleichzeitig müssen sie 
Arbeitsausfälle verkraf-
ten, etwa durch Mitarbei-
ter, die ihre Kinder we-
gen geschlossener Schu-
len und Kitas zu Hause 
betreuen müssen. Das 
Arbeitszeitgesetz ist da 
eigentlich kaum einzu-
halten – oder?
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